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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.		wie	viele	beschleunigte	Verfahren	nach	§§	417	ff.	Strafprozessordnung	(StPO)	
in Baden-Württemberg insgesamt seit 2016 in den einzelnen Landgerichtsbe-
zirken jährlich durchgeführt wurden und wie sich das Verhältnis zu sonstigen 
Strafverfahren	darstellt;

2.  ob der Landesregierung bekannt ist, wie sich die Anzahl der beschleunigten 
Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	dazu	im	Vergleich	in	den	anderen	Bundeslän-
dern	seit	2016	entwickelt	hat	und	wie	sich	das	Verhältnis	zu	sonstigen	Strafver-
fahren	darstellt;

3.		wie	sich	die	Anzahl	der	beschleunigten	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	an	den	
drei	 Gerichtsstandorten	 Freiburg,	 Mannheim	 und	 Stuttgart	 seit	 2016	 jeweils	
entwickelt	hat;

4.		welche	konkreten	organisatorischen	und	personellen	Maßnahmen	an	den	Ge-
richtsstandorten	Freiburg,	Mannheim	und	Stuttgart	zu	welchem	Zeitpunkt	er-
griffen	wurden,	 um	 dort	 in	Modellprojekten	 das	 beschleunigte	 Verfahren	 zu	
stärken;

5.		wie	 sich	 die	Anzahl	 der	 beschleunigten	Verfahren	 seit	Beginn	 der	Projektie-
rung	an	den	Gerichtsstandorten	Freiburg,	Mannheim	und	Stuttgart	unter	Dar-
legung	der	Straftaten,	 der	Dauer	der	Verfahren,	 der	Anordnung	der	Untersu-
chungshaft,	 des	 verurteilten	 Strafmaßes	 und	 der	 eingelegten	Rechtsmittel	 je-
weils	entwickelt	hat;

Antrag
der Fraktion der SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums der Justiz und für Migration

Beschleunigte Verfahren in Baden-Württemberg
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6.		welche	 konkreten	 Erkenntnisse	 sie	 aus	 den	 zur	 Stärkung	 der	 beschleunigten	
Verfahren	durchgeführten	Modellprojekten	an	den	Gerichtsstandorten	Freiburg,	
Mannheim	und	Stuttgart	gewonnen	hat,	wie	sie	diese	bewertet	und	wie	sie	die-
se	konkret	nutzen	will,	um	die	beschleunigten	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	
flächendeckend	im	Land	zu	stärken,	

7.  ob und falls ja, wie viele und welche weiteren Gerichtsstandorte sie im Blick 
hat,	 um	 beschleunigte	 Verfahren	 nach	 §§	 417	 ff.	 StPO	 über	 die	 bisherigen	
Standorte	hinaus	zu	stärken	und	welche	konkreten	organisatorischen	und	per-
sonellen	Maßnahmen	es	für	die	Umsetzung	dieses	Ziels	bedarf;

8.  wie sie sicherstellt, dass die Vorschriften zur Durchführung der beschleunigten 
Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	in	Baden-Württemberg	landesweit	angewendet	
werden;

9.	welchen	konkreten	 organisatorischen	und	personellen	Maßnahmen	 es	 bedarf,	
um	die	beschleunigten	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	flächendeckend	in	Baden-
Württemberg zu stärken.

20.7.2021

Stoch,	Binder,	Dr.	Weirauch
und Fraktion 

B e g r ü n d u n g

Aus	dem	Antrag	der	SPD	(Drucksache	16/6862)	geht	hervor,	dass	das	beschleu-
nigte	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	in	Baden-Württemberg	auch	im	Vergleich	
zu anderen Bundesländern in den vergangenen Jahren nur sehr selten zur An-
wendung	gekommen	ist.	Mit	dem	hier	vorliegenden	Antrag	soll	geprüft	werden,	
wie	 sich	die	Anwendungshäufigkeit	mittlerweile	–	 auch	unter	Berücksichtigung	
der	Modellprojekte	an	den	ausgewählten	Gerichtsstandorten	Freiburg,	Mannheim	
und	Stuttgart	–	entwickelt	hat.	Darüber	hinaus	ist	von	Interesse,	welche	Erkennt-
nisse	aus	diesen	Modellprojekten	gewonnen	werden	konnten	und	welche	konkrete	
Maßnahmen	für	eine	flächendeckende	Stärkung	der	beschleunigten	Verfahren	er-
griffen	werden	müssen.

S t e l l u n g n a hme

Mit	Schreiben	vom	12.	August	2021	nimmt	das	Ministerium	der	 Justiz	und	 für	
Migration	zu	dem	Antrag	wie	folgt	Stellung:

1.		wie	viele	beschleunigte	Verfahren	nach	§§	417	ff.	Strafprozessordnung	(StPO)	
in Baden-Württemberg insgesamt seit 2016 in den einzelnen Landgerichtsbe-
zirken jährlich durchgeführt wurden und wie sich das Verhältnis zu sonstigen 
Strafverfahren	darstellt;

Zu	1.:

Zur	Beantwortung	der	Frage	wird	auf	die	 tabellarische	Aufstellung	 in	Anlage 1 
verwiesen.
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2.  ob der Landesregierung bekannt ist, wie sich die Anzahl der beschleunigten 
Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	dazu	im	Vergleich	in	den	anderen	Bundeslän-
dern	seit	2016	entwickelt	hat	und	wie	sich	das	Verhältnis	zu	sonstigen	Strafver-
fahren	darstellt;

Zu	2.:

Zur	Beantwortung	der	Frage	wird	auf	die	 tabellarische	Aufstellung	 in	Anlage 2 
verwiesen. Die Daten der übrigen Länder für das Jahr 2020 liegen bislang nicht 
vor.

3.		wie	sich	die	Anzahl	der	beschleunigten	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	an	den	
drei	 Gerichtsstandorten	 Freiburg,	Mannheim	 und	 Stuttgart	 seit	 2016	 jeweils	
entwickelt	hat;

Zu	3.:

Zur	Beantwortung	der	Frage	wird	auf	die	 tabellarische	Aufstellung	 in	Anlage 3 
verwiesen.

4.  welche konkreten organisatorischen und personellen Maßnahmen an den Ge-
richtsstandorten	Freiburg,	Mannheim	und	Stuttgart	 zu	welchem	Zeitpunkt	er-
griffen	 wurden,	 um	 dort	 in	 Modellprojekten	 das	 beschleunigte	 Verfahren	 zu	
stärken;

Zu	4.:

Die	am	Modellprojekt	in	Freiburg,	Mannheim	und	Stuttgart	beteiligten	Amtsge-
richte	und	Staatsanwaltschaften	erarbeiteten	Anfang	des	Jahres	2020	zusammen	
mit	den	örtlichen	Polizeidienststellen	Konzeptionen	zur	verstärkten	Durchführung	
von beschleunigten Verfahren. 

Gegenstand	der	bis	Ende	Februar	2020	fertiggestellten	Konzeptionen	waren	ins-
besondere

•	 	Anpassungen	 der	 gerichtlichen	 und	 staatsanwaltschaftlichen	 Geschäftsvertei-
lungspläne	zur	Konzentration	der	jeweiligen	Bearbeitungszuständigkeiten,

•	 	Absprachen	zu	möglichen	Fallgestaltungen,	 in	denen	die	Durchführung	eines	
beschleunigten Verfahrens grundsätzlich in Betracht kommen kann, in sach-
licher	(Straftat,	Straferwartung	u.	a.)	und	personeller	(z.	B.	reisende	Täter)	Hin-
sicht,

•	 	die	 Bestimmung	 der	 am	Modellprojekt	 beteiligten	 Polizeireviere	 zur	 Festle-
gung des räumlichen Anwendungsbereichs und

•	 	organisatorische	 Absprachen	 zu	 den	 Verfahrensabläufen	 in	 inhaltlicher	 und	
zeitlicher	 Hinsicht	 zwischen	 Polizei	 und	 Staatsanwaltschaft	 einerseits	 und	
Staatsanwaltschaft	und	Amtsgericht	andererseits.

Für	das	Modellprojekt	wurden	 im	Haushalt	2020/2021	 im	Hinblick	auf	den	mit	
der Durchführung von beschleunigten Verfahren einhergehenden, erheblichen 
personellen	und	organisatorischen	Mehraufwand	bei	den	 teilnehmenden	Gerich-
ten	und	Staatsanwaltschaften	sechs	Neustellen	im	höheren	Dienst	geschaffen.	Den	
beteiligten	Amtsgerichten	und	Staatsanwaltschaften	wurde	jeweils	eine	Stelle	zu-
gewiesen.

Pandemiebedingt	musste	der	ursprünglich	für	den	1.	April	2020	vorgesehene	Start	
des	Modellprojekts	verschoben	werden.	Der	Projektstart	erfolgte	schließlich	zum	
1.	 Juni	 (Freiburg)	bzw.	15.	 Juni	2020	 (Mannheim)	und	1.	 Juli	2020	 (Stuttgart).	
An	 allen	 drei	 Projektstandorten	wurde	 im	 Projektzeitraum	 im	Hinblick	 auf	 das	
tatsächliche	Fallaufkommen,	das	hinter	den	ursprünglichen	Erwartungen	zurück-
blieb,	 der	 räumliche	Anwendungsbereich	 auf	 jeweils	 alle	 Polizeireviere	 im	Zu-
ständigkeitsbereich	des	örtlichen	Amtsgerichts	erweitert.	In	Freiburg	erfolgte	die	
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Ausweitung	zum	1.	September	2020,	in	Mannheim	bereits	zum	24.	August	2020	
und	in	Stuttgart	zum	11.	Dezember	2020.

5.  wie sich die Anzahl der beschleunigten Verfahren seit Beginn der Projektierung 
an	den	Gerichtsstandorten	Freiburg,	Mannheim	und	Stuttgart	unter	Darlegung	
der	 Straftaten,	 der	Dauer	der	Verfahren,	 der	Anordnung	der	Untersuchungs-
haft,	des	verurteilten	Strafmaßes	und	der	eingelegten	Rechtsmittel	jeweils	ent-
wickelt	hat;

Zu	5.:

Zur	Beantwortung	der	Frage	wird	auf	die	 tabellarische	Aufstellung	 in	Anlage 4 
verwiesen.

6.		welche	 konkreten	 Erkenntnisse	 sie	 aus	 den	 zur	 Stärkung	 der	 beschleunigten	
Verfahren durchgeführten Modellprojekten an den Gerichtsstandorten Freiburg, 
Mannheim	und	Stuttgart	gewonnen	hat,	wie	sie	diese	bewertet	und	wie	sie	diese	
konkret	nutzen	will,	um	die	beschleunigten	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	flä-
chendeckend im Land zu stärken,

Zu	6.:

Die	 beteiligten	 Justizbehörden	berichten	übereinstimmend,	 dass	 sie	 im	Rahmen	
des	noch	nicht	abgeschlossenen	Modellprojekts	gute	Erfahrungen	mit	der	Durch-
führung von beschleunigten Verfahren gemacht haben. 

Berichtet	 wird	 zum	 einen	 von	 einer	 wahrnehmbar	 stärkeren	 spezialpräventiven	
Wirkung	des	Verfahrens,	da	eine	Vielzahl	der	Straftäter	von	der	unmittelbar	nach	
der	Tat	durchgeführten	Hauptverhandlung	und	einer	nachfolgenden	Verurteilung	
sichtlich	beeindruckt	 sei.	Zum	anderen	 sei	 feststellbar,	 dass	 die	 entsprechenden	
Strafurteile	 eine	 hohe	 Akzeptanz	 erführen.	 Auch	 unter	 generalpräventiven	 Ge-
sichtspunkten	 dürfte	 das	Modellprojekt	Wirkung	 entfalten,	 insbesondere	 da	 das	
Projekt	 in	den	örtlichen	und	den	 regionalen	Medien	 eine	positive	Resonanz	 er-
fahren habe. Es wird darauf hingewiesen, dass das beschleunigte Verfahren in 
geeigneten	 Fällen	 –	 dies	 sind	 nach	 den	 gesetzlichen	Vorgaben	 nach	 §§	 417	 ff.	
StPO	 Verfahren	 gegen	 Erwachsene	 und	 gegen	 Heranwachsende	 (§	 109	 JGG),	
nicht	jedoch	gegen	Jugendliche	(§	79	Abs.	2	JGG),	die	sich	aufgrund	des	einfa-
chen	Sachverhalts	oder	der	klaren	Beweislage	zur	sofortigen	Verhandlung	eignen	
und	bei	denen	gem.	§	419	Abs.	1	S.	2	StPO	eine	höhere	Freiheitsstrafe	als	ein	Jahr	
nicht	zu	erwarten	ist	–	die	beste	Möglichkeit	sei,	ein	Strafverfahren	sowohl	effi-
zient als auch für den Angeklagten schnell und schonend zu betreiben, sofern die 
im	Einzelfall	 notwendige	 enge	Absprache	 zwischen	 den	 beteiligten	 Justiz-	 und	
Polizeibehörden	zeitnah	getroffen	werden	könne.

Als wesentliche erfolgskritische Faktoren für die Etablierung von beschleunigten 
Verfahren	in	der	justiziellen	und	polizeilichen	Praxis	werden	von	den	am	Modell-
projekt	beteiligten	Justizbehörden	insbesondere	

•	 die	Einrichtung	fester	Ansprechpartner	bei	den	beteiligten	Behörden,
•	 	eine	enge	einzelfallbezogene	Kommunikation	zwischen	Gericht,	Staatsanwalt-
schaft	und	Polizei,	

•	 	die	 möglichst	 konkrete	 Festlegung	 des	 sachlichen	 und	 persönlichen	 Anwen-
dungsbereichs des beschleunigten Verfahrens sowie der jeweiligen Verfahrens-
abläufe, 

•	 	eine	ausreichende	Personalausstattung	der	beteiligten	Behörden	vor	dem	Hin-
tergrund	des	mit	der	Organisation	von	beschleunigten	Verfahren	einhergehen-
den	erheblichen	personellen	und	organisatorischen	Mehraufwands	sowie	

•  die Durchführung eines regelmäßigen, anlassunabhängigen Erfahrungsaus-
tauschs	zwischen	den	Vertretern	der	beteiligten	Justiz-	und	Polizeibehörden
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genannt. Die beteiligten Justizbehörden gehen im Übrigen übereinstimmend da-
von	aus,	dass	die	Zahl	der	 tatsächlich	durchgeführten	beschleunigten	Verfahren	
wegen	der	vielfältigen	pandemiebedingten	Einschränkungen	des	öffentlichen	Le-
bens	 (Reduzierung	von	Sozialkontakten,	Schließung	von	Ladengeschäften,	Ein-
reisebeschränkungen,	Grenzkontrollen	u.	 a.)	 in	den	vergangenen	Monaten	deut-
lich	hinter	dem	ursprünglich	prognostizierten	Fallaufkommen	zurückblieb.	Auf-
grund der Erfahrungen der vergangenen Jahre wird insoweit davon ausgegangen, 
dass das Fallaufkommen bei Wegfall der genannten Einschränkungen deutlich 
gesteigert werden könne.

Die dargestellten Erfahrungen und Erkenntnisse zeigen, dass das beschleunigte 
Verfahren	ein	wirksames	strafverfahrensrechtliches	 Instrument	 ist,	um	die	unter	
spezial-	 und	 generalpräventiven	 Aspekten	 besonders	 wünschenswerte	 rasche	
Sanktionierung	von	Straftaten	im	konkreten	Einzelfall	zu	ermöglichen.	Durch	die	
zügige	Bearbeitung	von	Strafverfahren	werden	Straftätern	frühzeitig	Grenzen	auf-
gezeigt.	Im	Rahmen	eines	beschleunigten	Verfahrens	folgt	die	Strafe	der	Tat	tat-
sächlich	auf	dem	Fuß.	Gleichzeitig	wird	potenziellen	Straftätern	die	abschrecken-
de	 Wirkung	 des	 Strafrechts	 vor	 Augen	 geführt.	 Schließlich	 erscheint	 das	 be-
schleunigte Verfahren danach auch als geeigneter Ansatz, um das allgemeine 
Vertrauen	der	Bevölkerung	in	den	Rechtsstaat	zu	stärken.

Die	im	Rahmen	des	bisherigen	Modellprojekts	gewonnenen	Erkenntnisse	zeigen	
nach	Auffassung	des	Ministeriums	der	Justiz	und	für	Migration	zudem,	dass	ent-
sprechende	Konzeptionen	zur	Stärkung	des	beschleunigten	Verfahrens	vorrangig	
von	den	Akteuren	vor	Ort	zu	entwickeln	sind,	um	auf	diese	Weise	die	örtlichen	
Gegebenheiten	und	die	örtliche	Kriminalitätslage	(beispielsweise:	hohe	Zahl	von	
reisenden	Tätern	infolge	der	Grenzlage	des	Bezirks)	berücksichtigen	und	maßge-
schneiderte Lösungen entwickeln zu können. Es ist daher beabsichtigt, den Justiz-
behörden,	an	deren	Standorten	das	beschleunigte	Verfahren	künftig	gestärkt	wer-
den	soll,	im	Rahmen	von	best-practice-Beispielen	die	vorliegenden	Konzeptionen	
und Erfahrungsberichte zur Verfügung zu stellen. 

7.  ob und falls ja, wie viele und welche weiteren Gerichtsstandorte sie im Blick 
hat,	 um	 beschleunigte	 Verfahren	 nach	 §§	 417	 ff.	 StPO	 über	 die	 bisherigen	
Standorte	hinaus	zu	stärken	und	welche	konkreten	organisatorischen	und	per-
sonellen	Maßnahmen	es	für	die	Umsetzung	dieses	Ziels	bedarf;

8.  wie sie sicherstellt, dass die Vorschriften zur Durchführung der beschleunigten 
Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	in	Baden-Württemberg	landesweit	angewendet	
werden;

9.  welchen konkreten organisatorischen und personellen Maßnahmen es bedarf, 
um	die	beschleunigten	Verfahren	nach	§§	417	ff.	StPO	flächendeckend	in	Ba-
den-Württemberg zu stärken.

Zu	7.,	8.	und	9.:

Die	Regierungsparteien	haben	sich	im	Rahmen	der	Koalitionsvereinbarung	darauf	
verständigt, dass das beschleunigte Verfahren in der baden-württembergischen 
Justiz	flächendeckend	stärker	zur	Anwendung	kommen	soll.	Vor	diesem	Hinter-
grund	prüft	 das	Ministerium	der	 Justiz	 und	 für	Migration	nunmehr	 zeitnah	und	
unter	Beteiligung	der	gerichtlichen	und	staatsanwaltschaftlichen	Praxis	geeignete	
Gerichtsstandorte,	an	denen	das	beschleunigte	Verfahren	in	der	kommenden	Zeit	
ebenfalls	etabliert	werden	kann.	In	einem	weiteren	Schritt	werden	nach	der	erfor-
derlichen	Auswahlentscheidung	die	Justizbehörden	dieser	Standorte	sodann	unter	
Berücksichtigung	der	 im	Rahmen	des	Modellprojekts	 gewonnenen	Erfahrungen	
entsprechende	örtliche	Konzeptionen	zur	Durchführung	des	beschleunigten	Ver-
fahrens	erarbeiten.	Zudem	gilt	es,	den	erhöhten	personellen	und	organisatorischen	
Aufwand, der mit einer Durchführung des beschleunigten Verfahrens einhergeht, 
zu	kompensieren.
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Im	Rahmen	der	am	27./28.	Juli	2021	durchgeführten	gemeinsamen	Dienstbespre-
chung des Ministeriums der Justiz und für Migration mit den Generalstaatsan-
wälten	und	den	Leiterinnen	und	Leitern	der	Staatsanwaltschaft	wurden	die	Teil-
nehmerinnen	 und	 Teilnehmer	 auf	 die	 in	 der	 Koalitionsvereinbarung	 enthaltene	
Zielsetzung	der	Stärkung	des	beschleunigten	Verfahrens	hingewiesen	und	für	die	
Vorteile	 dieser	 Verfahrensart	 sensibilisiert.	 Im	Übrigen	 unterfällt	 im	 konkreten	
Einzelfall	die	gerichtliche	Entscheidung,	auf	einen	entsprechenden	staatsanwalt-
schaftlichen Antrag ein beschleunigtes Verfahren durchzuführen, der richterli-
chen	Unabhängigkeit.

Gentges
Ministerin der Justiz
und für Migration
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